
APL Germany e.V.

Vereinssatzung

Die letzte Änderung der Vereinssatzung wurde
vom Amtsgericht Düsseldorf am 31.8.2005 unter
VR 5979 in das Vereinsregister eingetragen.

Inhaltsverzeichnis

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr, Ver-
bandsmitgliedschaft

(1) Der Verein führt den Namen „APL Germany e.
V.“.

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Düsseldorf.

(3) Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalen-
derjahr.

§ 2 Zweck des Vereins

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und un-
mittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des
Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke" der
Abgabenordnung. Zweck des Vereins ist die
Förderung der Computernutzungsform „APL" (A
Programming Language) und die Verbreitung
des Verständnisses der Mensch-Maschine-
Kommunikation.

(2) Der Satzungszweck wird insbesondere durch

1. Vorträge, Diskussionen und Arbeitskreise,

2. Herausgabe von Rundbriefen, Mitteilungs-
blättern und Forschungsberichten,

3. APL- Vorführungen in Schulen, Instituten etc,

4. Förderung von Kontakten zu ähnlichen APL-
Organisationen im Ausland,

5. Veranstaltung von APL-Kursen,

6. Herstellung von Kontakten zu Softwarefir-
men, die APL anbieten,

7. Aufbau einer Fachbibliothek und eines Infor-
mationszentrums.

erfolgen.

(3) Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht
in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

(4) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungs-
mäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglie-
der erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln
des Vereins. Es darf keine Person durch Ausga-
ben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder
durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen be-
günstigt werden.

(5) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins ist
das Vermögen zu steuerbegünstigten Zwecken zu
verwenden. Beschlüsse über die zukünftige Ver-
wendung des Vermögens dürfen erst nach Einwil-
ligung des Finanzamtes ausgeführt werden

§ 3 Finanzierung

Die erforderlichen materiellen Mittel sollen aufge-
bracht werden durch

1. Mitgliedsbeiträge,

2. Erträge aus Veranstaltungen, Kursen und
Veröffentlichungen,

3. Spenden, Vermächtnisse und sonstige Zu-
wendungen

§ 4 Arten der Mitgliedschaft

(1) Die Mitglieder des Vereins gliedern sich in or-
dentliche, außerordentliche und Ehrenmitglieder.

(2) Ordentliche Mitglieder sind jene, die sich voll
an der Vereinsarbeit beteiligen. Außerordentliche
Mitglieder sind solche, die die Vereinstätigkeit vor
allem durch Zahlung eines erhöhten Mitgliedsbei-
trages fordern. Ehrenmitglieder sind Personen, die
hierzu wegen besonderer Verdienste um den Ver-
ein ernannt werden.

§ 5 Erwerb der Mitgliedschaft

(1) Mitglieder des Vereins können alle natürlichen
Personen sowie juristische Personen sein.

(2) Voraussetzung für den Erwerb der Mitglied-
schaft ist ein schriftlicher Aufnahmeantrag, der an
den Vorstand gerichtet werden soll. Bei beschränkt
Geschäftsfähigen, insbesondere Minderjährigen,
ist der Antrag auch von dem gesetzlichen Vertre-
ter zu unterschreiben. Dieser verpflichtet sich da-
mit zur Zahlung der Mitgliedsbeiträge für den be-
schränkt Geschäftsfähigen.

(3) Der Vorstand entscheidet über den Aufnah-
meantrag nach freiem Ermessen. Bei Ablehnung
des Antrags ist er nicht verpflichtet, dem Antrag-
steller die Gründe mitzuteilen.

(4) Die Ernennung zum Ehrenmitglied erfolgt mit
einfacher Mehrheit durch die Mitgliederversamm-
lung.

§ 6 Beendigung der Mitgliedschaft

(1) Die Mitgliedschaft erlischt durch Tod (bei ju-
ristischen Personen durch Verlust der Rechtsper-
sönlichkeit), durch freiwilligen Austritt, durch Strei-
chung oder durch Ausschluss.
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(2) Der Austritt kann jederzeit erfolgen und wird
sofort bei Mitteilung wirksam.

(3) Die Streichung eines Mitgliedes kann der Vor-
stand vornehmen, wenn dieses trotz zweimaliger
Mahnung länger als sechs Monate mit der Zah-
lung der Mitgliedsbeiträge im Rückstand ist. Die
Verpflichtung zur Zahlung der fällig gewordenen
Mitgliedsbeiträge bleibt hiervon unberührt.

(4) Der Ausschluss eines Mitgliedes aus dem Ver-
ein kann vom Vorstand wegen grober Verletzun-
gen der Mitgliedspflichten und wegen unehrenhaf-
ten Verhaltens vorgenommen werden. (Gegen den
Ausschluss ist die Berufung an die Mitgliederver-
sammlung zulässig, bis zu deren Entscheidung die
Mitgliedsrechte ruhen.)

(5) Die Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft
kann aus den im Absatz ?? genannten Gründen
von der Mitgliederversammlung beschlossen wer-
den.

§ 7 Rechte und Pflichten der Mitglie-
der

(1) Die Mitglieder sind berechtigt, an allen Veran-
staltungen des Vereins teilzunehmen und die Ein-
richtungen des Vereins zu beanspruchen.

(2) Die Mitglieder sind verpflichtet, die Interessen
des Vereins nach Kräften zu fördern und alles zu
unterlassen, wodurch das Ansehen und der Zweck
des Vereins Abbruch erleiden könnten. Sie haben
die Vereinssatzung und die Beschlüsse der Ver-
einsorgane zu beachten.

(3) Von den Mitgliedern werden Jahresbeiträge
erhoben.

(4) Höhe und Fälligkeit der Jahresbeiträge werden
von der Mitgliederversammlung festgesetzt.

(5) Ehrenmitglieder sind von der Pflicht zur Zah-
lung von Beiträgen befreit.

(6) Der Vorstand kann in geeigneten Fällen Bei-
träge ganz oder teilweise erlassen oder stunden.

§ 8 Organe des Vereins

Organe des Vereins sind der Vorstand und die Mit-
gliederversammlung.

§ 9 Mitgliederversammlung

(1) In der Mitgliederversammlung hat jedes voll-
jährige Mitglied eine Stimme. Beschränkt Ge-
schäftsfähige werden durch ihren gesetzlichen

Vertreter vertreten. Zur Ausübung des Stimm-
rechts kann ein anderes Mitglied schriftlich bevoll-
mächtigt werden. Die Bevollmächtigung ist für je-
de Mitgliederversammlung gesondert zu erteilen,
ein Mitglied darf jedoch nicht mehr als drei fremde
Stimmen vertreten.

(2) Die Mitgliederversammlung ist für folgende
Angelegenheiten zuständig:

1. Genehmigung des vom Vorstand aufgestell-
ten Haushaltsplanes für das nächste Ge-
schäftsjahr, Entgegennahme des Jahresbe-
richtes des Vorstandes, Entlastung des Vor-
standes,

2. Festsetzung der Mitgliedsbeiträge,

3. Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vor-
standes,

4. Wahl von 2 Kassenprüfern,

5. Beschlussfassung über die Änderung der
Satzung und über die Auflösung des Vereins,

6. Beschlussfassung über die Berufung gegen
einen Ausschließungsbeschluss des Vor-
standes,

7. Ernennung von Ehrenmitgliedern.

§ 10 Einberufung der Mitgliederver-
sammlung

(1) Mindestens einmal im Jahr, möglichst im ers-
ten Quartal, soll die ordentliche Mitgliederver-
sammlung stattfinden. Sie wird vom Vorstand un-
ter Einhaltung einer Frist von vier Wochen schrift-
lich unter Angabe der Tagesordnung einberufen.
Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung des
Einladungsschreibens folgenden Tag. Das Einla-
dungsschreiben gilt als dem Mitglied zugegangen,
wenn es an die letzte vom Mitglied dem Verein
schriftlich bekannt gegebene Adresse gerichtet ist.
Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest.

(2) Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Wo-
che vor einer Mitgliederversammlung beim Vor-
stand schriftlich eine Ergänzung der Tagesord-
nung beantragen. Der Versammlungsleiter hat zu
Beginn der Mitgliederversammlung die Ergänzung
bekannt zu geben. Über Anträge auf Ergänzung
der Tagesordnung beschließt die Versammlung.

§ 11 Außerordentliche Mitgliederver-
sammlung

Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist
vom Vorstand spätestens innerhalb von drei Mo-
naten einzuberufen, wenn das Interesse des Ver-
eins es erfordert oder wenn ein Zehntel der Mit-
glieder das gemeinsam schriftlich unter Angabe
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des Zweckes und der Gründe beantragt (Datum
des Poststempels).

§ 12 Beschlussfassung der Mitglie-
derversammlung

(1) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsit-
zenden, bei dessen Abwesenheit vom Stellvertre-
tenden Vorsitzenden oder dem Schatzmeister ge-
leitet. Ist kein Vorstandsmitglied anwesend, be-
stimmt die Versammlung den Versammlungslei-
ter. Bei Wahlen kann die Versammlungsleitung für
die Dauer des Wahlganges und der vorhergehen-
den Diskussion einem Wahlausschuss übertragen
werden.

(2) Auf Antrag kann offen abgestimmt werden.

(3) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfä-
hig, wenn mindestens 10% sämtlicher Vereinsmit-
glieder anwesend beziehungsweise durch Stimm-
rechtsübertragung vertreten sind. Bei Beschluss-
unfähigkeit ist der Vorstand verpflichtet, innerhalb
von vier Wochen eine zweite Mitgliederversamm-
lung mit der gleichen Tagesordnung einzuberufen,
diese ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschie-
nenen Mitglieder beschlussfähig. Hierauf ist in der
Einladung hinzuweisen.

(4) Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse
im Allgemeinen mit einfacher Mehrheit der abge-
geben gültigen Stimmen. Zur Änderung der Sat-
zung ist jedoch eine Mehrheit von 75% der abge-
gebenen gültigen Stimmen erforderlich. Die Auflö-
sung des Vereins kann nur mit Zustimmung von
75% der Mitglieder beschlossen werden.

(5) Bei Wahlen ist gewählt, wer mehr als die Hälfte
der abgegebenen Stimmen erhalten hat. Hat nie-
mand mehr als die Hälfte der abgegebenen gülti-
gen Stimmen erhalten, so findet zwischen den bei-
den Kandidaten, die die meisten Stimmen erhalten
haben, eine Stichwahl statt. Gewählt ist dann der-
jenige, der die meisten Stimmen erhalten hat. Bei
gleicher Stimmenzahl entscheidet das von dem
Versammlungsleiter zu ziehende Los.

(6) Über Beschlüsse der Mitgliederversammlung
ist ein Protokoll aufzunehmen, das vom jeweiligen
Schriftführer zu unterzeichnen ist.

§ 13 Vorstand

(1) Der Vorstand des Vereins besteht aus dem
Vorsitzenden, dem Stellvertretenden Vorsitzen-
den, dem Schatzmeister und dem Schriftführer.

(2) Der Verein wird gerichtlich und außergericht-
lich durch zwei Mitglieder des Vorstandes vertre-
ten. Die Vertretungsmacht des Vorstandes ist in

der Weise beschränkt, dass zu Rechtsgeschäften
mit einem Gesamtwert über e10 000 die Zustim-
mung der Mitgliederversammlung erforderlich ist.

§ 14 Zuständigkeit des Vorstandes

(1) Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des
Vereins zuständig, die nicht durch die Satzung der
Mitgliederversammlung übertragen werden. Er hat
insbesondere folgende Aufgaben:

1. Vorbereitung und Einberufung der Mitglieder-
versammlung sowie Aufstellung der Tages-
ordnung,

2. Ausführung von Beschlüssen der Mitglieder-
versammlung,

3. Vorbereitung des Haushaltsplanes, Buchfüh-
rung, Erstellung des Jahresberichtes,

4. Beschlussfassung über die Aufnahme von
Mitgliedern,

5. Aufstellung des Haushaltsplanes,

6. Beschlussfassung über die Streichung von
Mitgliedern,

7. Beschlussfassung in sonstigen Angelegen-
heiten von besonderer Bedeutung.

§ 15 Wahl und Amtsdauer des Vor-
standes

(1) Der Vorstand wird von der Mitgliederversamm-
lung für die Dauer von zwei Jahren, gerechnet von
der Wahl an, gewählt. Er bleibt jedoch bis zur Neu-
wahl des Vorstandes im Amt. Jedes Vorstandsmit-
glied ist einzeln zu wählen. Zu Vorstandsmitglie-
dern können nur Mitglieder des Vereins gewählt
werden. Mit der Beendigung der Mitgliedschaft im
Verein endet auch das Amt eines Vorstandsmit-
gliedes.

(2) Scheidet ein Mitglied des Vorstandes vorzei-
tig aus, so kann der Vorstand für die restliche
Amtsdauer des Ausgeschiedenen einen Nachfol-
ger wählen.

§ 16 Sitzungen und Beschlüsse des
Vorstandes

(1) Der Vorstand beschließt in Sitzungen, die
vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom
Stellvertretenden Vorsitzenden, einberufen wer-
den; die Tagesordnung braucht nicht angekündigt
zu werden. Eine Einberufungsfrist von einer Wo-
che soll eingehalten werden. Der Vorstand ist be-
schlussfähig, wenn mindestens drei seiner Mitglie-
der anwesend sind. Bei der Beschlussfassung ent-
scheidet die Mehrheit der abgegebenen gültigen
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Stimmen, bei Stimmengleichheit entscheidet die
Stimme des Vorsitzenden, bei dessen Abwesen-
heit die des Stellvertretenden Vorsitzenden.

(2) Der Vorstand kann im schriftlichen Verfahren
beschließen, wenn alle Vorstandsmitglieder dem
Gegenstand der Beschlussfassung zustimmen.

§ 17 Auflösung des Vereins

(1) Die Auflösung des Vereins kann nur durch die
Mitgliederversammlung mit Zustimmung von 75%
aller Mitglieder beschlossen werden (Hinweis auf
?? Abs. ??).

(2) Falls die Mitgliederversammlung nicht anders
beschließt, sind der Vorsitzende und der Stellver-
tretende Vorsitzende gemeinsam vertretungsbe-
rechtigte Liquidatoren.

(3) Das nach Beendigung der Liquidation vorhan-
dene Vermögen fällt gemäß ?? Abs. ?? steuerbe-
günstigten Zwecken zu.

(4) Die vorstehenden Bestimmungen gelten ent-
sprechend, wenn der Verein aus einem anderen
Grund aufgelöst wird oder seine Rechtsfähigkeit
verliert.

Liste der Änderungen

Liste der Änderungen nach dem nächsten LATEX-
Lauf verfügbar.
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